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A Allgemeines

Die Einwohnergemeinde Muttenz erlässt gestützt auf § 18 Abs. 1 des kantonalen Raum-
planungs- und Baugesetzes RBG vom 8. Januar 1998 folgende Teilzonenvorschriften Po-
lyfeld.

§ 1 ZWECK / GELTUNGSBEREICH

Die Teilzonenvorschriften Polyfeld bezwecken eine langfristige Umstrukturierung dieses
Gebietes zu einem attraktiven Arbeits-, Wohn- und Bildungsstandort. Sie definieren die
Rahmenbedingungen, die für eine hochwertige Entwicklung nötig sind, regeln die Gestal-
tungsanforderungen für Bauten, Anlagen und Freiräume und sehen die Schaffung einer
Sammelparkierungsanlage vor.
Die Teilzonenvorschriften Polyfeld bestehen aus Teilzonenplan und Teilzonenreglement.
Der von Kanton und Gemeinde beschlossene Masterplan "Polyfeld Muttenz" (Fassung
vom 30. März 2011) gilt für die Gemeinde als Leitbild der angestrebten Entwicklung.

B

§2

Zoneneinteilung sowie Art und Mass der Nutzung

ZONENEINTEILUNG UND LÄRMEMPFINDLICHKEITSSTUFE

Das Gebiet Polyfeld wird in folgende Zonen eingeteilt:
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W4 Wohnbauten mit 4 Vollgeschossen
Hauptbauten

85 28 11.70

W4
Nebenbauten

3.60

WG4 Wohn- und Geschaftsbauten mit 4 Vollgeschossen

Hauptbauten
85 30 13.00

WG4
Nebenbauten

3.60

WG6 Wohn- und Geschäftsbauten mit 6 Vollgeschossen

Hauptbauteij
160 22.00

WG6
Neben bauten

3.60

G26 Gewerbezone 26.00

G26a Gewerbezone 260 26.00

OeWA Zone für öffentliche Bauten und Anlagen
Bildung

Zweckbestimmung: Bildung
Die Bauweisewird durch diejeweili-
^ien Projekte festgelegt.

OeWA Zone für öffentliche Bauten und Anlagen
Grünanlagen

Zweckbestimmung: öffentliche
Grünanlagen
Die Bauweisewird durch diejeweili-
gen Projekte festgelegt.

*Aufstufung der ES in den im Teilzonenplan bezeichneten Gebieten.
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§ 3 ZULÄSSIGE NUTZUNGEN IN DEN WOHNZONEN W

Neben der reinen Wohnnutzung sind namentlich kleinere emissionsarme Geschäfte
und Dienstleistungsbetriebe mit geringem Zubringerverkehr zugelassen.

DerWohnanteil hat mindestens 2/3 der Bruttogeschossfläche pro Parzelle zu betragen.
Die Flächenanteile der verschiedenen Nutzungen sind einzeln auszuweisen.

§ 4 ZULÄSSIGE NUTZUNGEN IN DEN WOHN. UND GESCHÄFTSZONEN WG

Generell sind in den Wohn- und Geschaftszonen WG das Wohnen und wenig störende
Betriebe zugelassen.

Auf dem mit einer Quartierplanpflicht belegten Areal B (Feldreben) in der Wohn- und
Geschäftszone WG6 sind zusätzlich zu den wenig störenden auch massig störende
Betriebe zugelassen. Darunter fallen Betriebe wie Fitness- und Wellnessbetriebe, Ge-
bets- und Versammlungsräume (Kultusbauten), Forschungs- und kleinere Handwerks-
betriebe mit massig störenden maschinellen Einrichtungen. MeeiwigimgmliM

§ 5 ZULÄSSIGE NUTZUNGEN IN DEN GEWERBEZONEN G

Wohnungen in den Gewerbezonen sind nur gestattet für Betriebsinhaberinnen und Be-
triebsinhaber und für standortgebundenes Personal. Ausnahmsweise können zeitlich
befristete provisorische Unterkünfte im Zusammenhang mit grösseren Bauvorhaben
bewilligt werden. ^Bn<swwna»
In allen Fällen darf der Wohnanteil in den Gewerbezonen höchstens 1/3 der oberirdi-
sehen überdachten und gewerblich genutzten Flächen pro Parzelle betragen. sliheenvtgangmiMB

Der Bewohnerschaft sind auf dem Gewerbegrundstück geeignete Freiflächen zur Ver-
fügung zu stellen.

In Gewerbezonen sind bei Einzelbauweise wie auch im Rahmen von Quartierplänen
keine reine güten/erkehrsintensive Betriebe (z.B. Logistik, Distribution, Lager) zugelas-
sen. dehcemlwngenMß

C Allgemeine Bestimmungen

§ 6 HAUPT- UND NEBENBAUTEN

Als Hauptbauten gelten Baukörper und Bauteile, welche dem Wohnen und/oder Arbei-
ten dienen können.

Nebenbauten stehen frei oder sind an den Hauptbau angebaut. Sie sind eingeschossig
und werden weder zum Wohnen noch zum Arbeiten genutzt (Garagen, Schöpfe, Ve\o-
unterstände und dergleichen).
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3 Ausnahmsweise können die Nebenbauten ganz oder teilweise in ein Vollgeschoss des
Hauptbaus integriert werden. Dabei erhöht sich die bebaubare Fläche des Hauptbaus
um die durch die Vollgeschosszahl zu dividierende Fläche des eingebauten Neben-
baus. Die bebaubare Fläche für weitere Nebenbauten reduziert sich um das vergrös-
serte Flächenmass des Hauptbaus. dehctmSfttngmRIS

4 Flächen von Nebenbauten können zu Lasten der Bebauungs- und Ausnützungsziffer
der Hauptbauten vergrössert werden.

§ 7 AUSNÜTZUNGSZIFFER- UND BEBAUUNGSZIFFER

1 Die Ausnützungsziffer (AZ) bestimmt in Prozenten der massgebenden Parzellenfläche
die maximal zulässige Bruttogeschossflache (BGF) der Haupt- und Nebenbauten.

2 Die Bebauungsziffer (BZ) gibt in Prozenten an, wie viel von der massgebenden Parzel-
lenfläche überbaut werden 'darf. Für die Berechnung der überbauten Fläche und der
Bebauungsziffer gilt der äussere sichtbare Umriss der Baute.

§ 8 BRUTTOGESCHOSSFLÄCHE

1 Zur Bruttogeschossfläche der Hauptbauten werden gerechnet:

- Oberirdische Vollgeschossflächen inkl. Umfassungsmauern
Sockelgeschossflächen inkl. zugehörige Trennwände und Umfassungsmauem,
Treppen und Zugänge, welche unabhängig von der Nutzung die wohnhygienischen
Voraussetzungen erfüllen (10% Fensterfläche, 2.3 m Raumhöhe)
Flächen von unbeheizten Zwischenklimaräumen wie verglaste Balkone, Wintergär-
ten, vorgelagerte Windfänge und dergleichen

2 Zur Bruttogeschossfläche der Hauptbauten werden nicht gerechnet:

- Baulich mögliche, jedoch nicht ausgeführte Geschossflächen in überhöhen Räumen
- Zugänge zu solchen Bereichen

Offene, gedeckte und ungedeckte Balkone
Offene, gedeckte Eingangsbereiche und Sitzplatze
Unbeheizte Technikräume im obersten Geschoss

3 Zur Bruttogeschossfläche der Nebenbauten zählen deren umwandele Flächen.

§9 MASSGEBENDE PARZELLENFLÄCHE

1 Als massgebende Parzellenfläche gilt die zum Zeitpunkt der Erteilung der Baubewilli-
rid»E>»»<smigml»jB gyng jp ijer entsprechenden Bauzone vorhandene, strassenbereinigte Parzeilenfläche.

slelietrmlgimgmWS
Liegen Parzellenteile in verschiedenen Bauzonen, so ist die zulässige bauliche Nut-
zung gesondert zu ermitteln; die bauliche Nutzung kann in einem Baukörper erfolgen.
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§ 10 GESCHOSSDEFINITION

Das unterste, teilweise sichtbare Geschoss, welches unter der maximal zulässigen An-
zahl Vollgeschosse liegt, wird als Sockelgeschoss bezeichnet.

Zu den Vollgeschossen zählen alle ganz oder teilweise sichtbaren Geschosse mit Aus-
nähme des Sockelgeschosses.

§ 11 ERMITTLUNG DES GEBÄUDEPROFILS IN DEN W- UND WG.ZONEN

Die Gebäudehöhe / Fassadenhöhe wird gemessen ab dem Schnittpunkt der Fassade
mit dem tiefsten Punkt des gewachsenen bzw. abgegrabenen Terrains bis zum höchs-
ten Punkt der rohen Dachkonstruktion.

Der Dachrandabschluss darf maximal 100 cm über der zulässigen Gebäudehöhe /
Fassadenhöhe liegen (vgl. Darstellung).

maximafw OacflrsiKlaüsciituss

fnaxffDdh Geö^ucWMYie

E^
81
.̂
.'si

a
BI
M
^yä
'^
ä3

Mit Ausnahme von Liftschächten und Nottreppenhäusern dürfen Dachaufbauten und
technische Installationen (z.B. Klima- und Lüftungsgeräte) den Dachrandabschluss des
darunter liegenden Gebäudevolumens nicht überschreiten.

Bei Abgrabungen, deren Länge weniger als 1/3 der dazugehörigen Fassadenbreite be-
tragen, darf die Fassaden- resp. Gebäudehöhe im Bereich der Abgrabung überschrit-
ten werden. Ebenso ist die Überschreitung der Fassaden- und Gebäudehöhe bei
schachtartig ausgebildeten Kellerabgängen mit einer maximalen Breite von 1.2 m ab
Fassade zulässig.

J^ yen-dioGor Voroohrift abwoiolTOnde-Bauteni dio vor Inkrafttroten-äteses-Reglemante or
nSt'g^nS'y "chtet-^wufeleFi wordon naoh den ontopFeebendon Voroohrifiefi-fm-Zefleflfegtement

.Sied'hmg-bourtcilt-

§ 12 ERMITTLUNG DES GEBÄUDEPROFILS IN DEN G-ZONEN

Die Gebäudehöhen werden vom ausgemittelten Strassenniveau bis zum höchsten
Punkt der Dachkonstruktion gemessen.

Der Dachrandabschluss darf maximal 100 cm über der zulässigen Gebäudehöhe /
Fassadenhöhe liegen (vgl. Darstellung).
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inaxmfalw Dachrändabschluss

inaxinMM Geheuäehotie

Mit Ausnahme von Liftschächten und Nottreppenhäusem dürfen Dachaufbauten und
technische Installationen (z.B. Klima- und Lüftungsgeräte) den Dachrandabschluss des
darunter liegenden Gebäudevolumens nicht überschreiten.

§ 13 PFLICHTPARKPLÄTZE

1 Die Anzahl der Abstellplätze richtet sich nach der kantonalen Verordnung zum Raum-
planungs- und Baugesetz.

2 Ist die Schaffung des erforderlichen Parkierungsraums auf privatem Areal aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich, ist eine Ersatzabgabe an die Gemein-
de zu leisten. Verfahren und Entgelt richten sich nach dem kommunalen Ersatzabga-
bereglement.

slslwerwlgvngwKRB
Für die Dimensionierung und Anordnung der Parkplätze sind die Normen des schwei-
zerischen Verbandes der Strassen- und Verkehrsfachleute (VSS) massgebend.

§ 14 KOMPOSTIER- UND SAMMELSTELLEN

Quartier-Kompostieranlagen, dezentrale Sammelstellen für wiederverwendbare Stoffe etc.
sind in allen Zonen zulässig.

§ 15 ENERGIE

1 Die Gemeinde kann den Anschluss an bestehende Warmeverbundnetze im Rahmen
von Quartierplanverfahren verbindlich vorsehen. Der kommunale Energiesachplan ist
bei allen Planungen und Projektierungen als Planungsgrundlage zu berücksichtigen.

2 Die Ausnützungs- und Bebauungsziffern können für Bauten, welche mindestens den
Minergie P-Standard erreichen, um je 10 % (Relativmass, ausgehend von den jeweili-
gen Basisziffem) erhöht werden. Von diesem Bonus ausgenommen ist die Zone G26a.

3 Die Qualitätsstandards sind mit den Baugesuchsunterlagen im nötigen Detaillierungs-
grad nachzuweisen. Bei ungenügendem Nachweis kann die Erhöhung der Ausnüt-
zungs- und Bebauungsziffer von der Baubewilligungsbehörde auf Antrag des Gemein-
derates abgelehnt werden.
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D Gestaltung der Bauten und der Umgebung

§ 16 GESTALTUNGSPRINZIPIEN

-.-T^ü^fti£!e,r?ul^li(:he organi.sation des Teilzonenplanperimeters baut auf einer orthogo-
nalen Grundstruktur auf, welche durch die Anlage von Strassen, Wegen, Freiräumen"^o-
wie durch die Lage und Ausrichtung von Bauten weiterentwickelt wird. Die Merkmale die-
ses städtebaulichen Grundprinzips sind:
- eine orthogonale raumliche Grundstruktur und das Wechselspiel zwischen bebautem

und unbebautem Raum,

- eine orthogonale Geometrie als Vorgabe der Anordnung der Bauten, Freiräume und
Wegnetze, abgestimmt auf die Bestandessituation,
?estalterisch und funktional aufgewertete Strassenräume mit hoher Aufenthaltsqualitat,
kompakte Bebauung mit hoher innerer Flexibilität,

- arealbezogene und öffentlich zugängliche, attraktive Freiräume, welche Teil der ortho-
gonalen Grundstruktur sind,

~ ?-e ?IJ.r^strassenachse der Kriegackerstrasse rechtwinklige oder parallele Anordnung
der Hauptbauten (Abweichung ± 3.0°). Davon ausgenommen sind' Bauten in der Zone
G26.

§ 17 EINGLIEDERUNG DER BAUTEN

Alle Bauten sind derart in ihre bauliche und landschaftliche Umgebung einzugliedern,
-^s.?iner,befried'9ende.G.?sam^l"rk".".g erreicht wird- Dies gilt besonders für die Dachge-
staltung, Baumassenverteilung, Bauhöhe und Bauform sowie Material und Farbe.

§ 18 DACHGESTALTUNG

Für Neubauten sind nur Flachdächer zulässig.

Dächer auf Hauptbauten sind vollständig mit einheimischem Saatgut auf natürlichem
Bodensubstrat zu begrünen, soweit sie nicht als Terrassen genutzt werden" Davon
ausgenommen sind Vordächer sowie die Flächen für Anlagen der Energiegewinnung.

§ 19 ERDGESCHOSSNUTZUNGEN

Im Teilzonenplanperimeter sollen entlang der öffentlich zugänglichen Flächen attraktive
l)ndbetebte Situationen geschaffen werden Die Erdgeschosse bilden an den dazu'ge^
eigneten Lagen die Schnittstelle zwischen der spezifischen Gebäudenutzung und der
Nutzung des angrenzenden öffentlichen Raumes. Sie sind für die Begegnung, Bele-
bung und öffentliche Erlebbarkeit von grosser Bedeutung.

In den Zonen WG4, WG6 und G26a des Teilzonenplanperimeters sind jene Teile der
Erdgeschosse welche öffentlichen Strassen, Wegen oder Plätzen zugewandt sind,
9.r^ . sä,tz li(:h,ft"' gewerbliche, publikumsorientierte und gemeinschaftliche Nutzungen
vorzusehen (z.B. Eingangs- und Empfangsbereiche, Äusstellungsraume, Gemein-
schaftsräume und Gastronomie, Bildungsaktivitaten, Räume, die eTnblick das "Gebäu-
deinnere bieten u.a).
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Im Rahmen von Neubauvorhaben «eteiuweseRttelwB-Ufflbau.toR.sind folgende Vorga-
ben umzusetzen:

- Erdgeschosse mit einer lichten Raumhöhe von mindestens 4.0 m (Rohmass),
- ebenerdige Hauptzugänge auf Strassenniveau,
- flexible G'rundrisse hinsichtlich zusammenhängender Gewerbeflächen.

Die Bewilligungsbehörde kann auf Antrag des Gemeinderats Ausnahmen bewilligen,
wenn von der Lage her eine sinnvolle Bewirtschaftung dieser Flächen nicht m°glich.
technisch unverhältnismässig ist oder alternative Nutzungen wesentliche Vorteile für
die Öffentlichkeit oder Siedlungsqualität ergeben.

§ 20 SCHUTZVORSCHRIFTEN IM GRENZBEREICH

Zum Schutz der benachbarten und gegenüberliegenden W- und WG-Zonen und Quartier-
planareale ausserhalb des Teilzonenplanpenmeters, die dem Wohnen dienen, gelten für
die angrenzenden Gewerbezonen folgende Einschränkungen:
- "Die'Gebäudehöhen dürfen den Einfallswinkel von 45°, ausgehend von der benachbar-

ten Zonengrenze, nicht übersteigen.
In der Zone G26a darf die Gebäudehöhe auf 20 m Distanz hinter der Baulinie nicht hö-
her sein als die Gebäudehöhe in den gegenüberliegenden W- undWG-Zonen.
Das Areal zwischen Bau- und Strassenlinie darf nicht als Lagerplatz benutzt werden.

21 KOMMUNAL GESCHÜTZTE BAUTEN
WOHNHAUS GENOSSENSCHAFTSSTRASSE 1-13, PARZELLE 493

' Dieses Gebäude ist ein wertvoller Bauzeuge für die industrielle Entwicklung der Ge-
meinde Muttenz. Ihm kommt als Einzelobjekt zusammen mit dem westlich anschlies-
senden Aussenbereich ein hoher Stellenwert zu. Das Gebäude ist vor Zerfall zu schüt-
zen und darf nicht abgebrochen werden.

2 Bauliche Massnahmen sind nur unter Wahrung der schutzwürdigen Substanz zulässig
und haben unter Berücksichtigung der bauzeitlichen Gestaltung zu erfolgen. Verände-
rungen im Aussenbereich sind eriaubt, sofern der Charakter des Nutzgartens erhalten
bleibt.

§ 22 TERRAINGESTALTUNG UND UMGEBUNG

In den W- und WG-Zonen dürfen das gestaltete Terrain, Stützmauern sowie mauerarti-
ge Böschungen das gewachsene Terrain um nicht mehr als 1.2 m überragen. Gemes-
sen wird vertikal (im Lot).

2 Horizontal gestaffelte Stützmauern und mauerartige Böschungen müssen _um das
Mass ihrer Höhe zurückversetzt werden. Als mauerartige Böschung gilt eineGelände-
gestaltung mit einer Neigung von mehr als 60 .
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§ 23 SPIELPLÄTZE UND FREIZEITANLAGEN

In den W- und WG-Zonen sind bei der Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit mehr als
sechs Wohnungen der Bewohnerschaft zweckmässig ausgestaltete Frei- und Spielflächen
zur Verfügung zu stellen und dauernd zu unterhalten.

§ 24 FREIFLÄCHEN ^h.ßwftww«,»»

a) Allgemeines

Vamlltshrvnyast
^cht genehmigt

tm-Feiteefienplanporimotorwifä-eine-sefg^ltige-und-attraktive Freiflächenmrtzum
gestaltung verfolgt. Das Niveau von öffentlich zugänglichen Fisiftäehen-iSTauf die Hö-
he der Strassen und Wege auszurichten und als-atsaffffFienhänaende Fläche zu ge-
stalten. Ihre Einfriedung jstjiicbt-ai'las5tS"~Einschnitte (z.B. Rampen) für die Erschlies-
sung sinä^ut-dasTTOreehdige Mass zu beschränken und gut in die Umgebung zu in-

lawh-

WmltegtenBWrat
rf'cht<jenehm[gt

Für die Umsetzung einer im gesamten Teilzonenplanperimeter hochstehenden Frei-
raumgestaltung erlässt der Gemeinderat verbindliche Gestaltungsvorschriften. Sie
kommen zur Anwendung für Elemente wie Pocket Parks (siehe lit. b), Strassen und
Wege, Bäume und Bepflanzungen sowie für die einheitliche Möblierung und Beleuch-
tung im öffentlich watwnehmbaren Raum.

Private und öffentliche Freiräume sind ökologisch wertvoll zu gestalten.

Bei der Bepflanzung von Freiflächen sind standortgerechte Bäume und Sträucher zu
verwenden.

Gestützt auf § 9 des Gesetzes über den Natur- und Landschaftsschutz vom 20. No-
vember 1991 kann der Gemeinderat Weisungen erlassen für die Gestaltung und Be-

slehfenwtgungmMBPflanzung ökologisch bedeutsamer Flächen.

Vbm Iteglemnsmt -b^-Peefeet-Parks-
nicht genehmfgt

Peeket-PaFks-siRä-pfwate, öffefttlioh zugäRg-Boho FroiflächeB-dte-attraktiv-gcotoltpt
werden und funktional auf die Nutzung der umliegenden Bauten abgestimmt sjpd-(?.B.
Arbeiten, Wohnen, Mischnutzung, Bildung). Die Mindestfläche der PocksCl5arks er-
rechnet sich aus der jeweiligen Parzellen- oder Arealfläche, wobej^kgfztere der Ge-
samtheit aller Parzellenflächen eines Projektes entspricht. ParkpUSCze sowie dauerhafte
Lager- und Ausstellungsflachen sind auf den Pocket Parkg^riCht zulässig.

In den im Teilzonenplanperimeter bezeichnetj
Neubauvorhaben, wesentlichen Umbauten-'Söwie
realisieren.

iereichen für Packet Parks sind bei
bei Quartierplänen Pocket Parks zu

Die Fläche der Packet Rsfkgumfasst in der Wohn- und Geschäftszone WG6 sowie in
der Zone für öffentlieffe Werke und Anlagen OeWA mindestens 25% der Parzellen-
oder Arealflä(

Injlef^ewerbezone G26a umfasst die Flache der Packet Parks mindestens 20% der
'orzcllon- oder Arealfläehe.'
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5 eei4^Hsd.ten-und-Afealflaeb®n-^i®-minde^ww-4^&0-m^iss6^n4-i6t-^ifle-Aute|;
lung in mehrere Parks möglich, wobei ein Packet Park in den Wohn- und GeschjjBsZö-
nen WG6 mindestens 1'000 m und in der Gewerbezone G26a mindestens,
fassen muss.

m' um-

6 Bei Parzellen- und Arealflächen, die kleiner als 4'000 m groegsind, muss die Fläche in
einem Packet Park zusammengefasst werden.

In der OeWA-Zone werden Lage und Gestaltung der Packet Parks im Rahmen des zu
erstellenden Quartierplans geregelt.

Wenn es das Grundstück zulässt, sind die Packet Parks rechtwinklig anzulegen. Sie
müssen in ihrer Lgae mindestens an eine öffentliche Strasse oder einen öffentlich zu-

gänglichen vysg'ängrenzen.

Bi Einer etappierten überbauung sind die Packet Park-Anteile für die einzelnen Par-
tlen-mw^flgig-m-etnem-eesefFrtk&Fizept-fui-das-gesamte-ATeaf-festetrtTalten-

c) Strassenorientierte Freiflächen in den WG- und G-Zonen im Bereich für gewerb-
liche Erdgeschossnutzung

Die Gestaltung der Freiflächen zwischen öffentlichem Strassenraum und gewerblich ge-
nutzten Erdgeschossen richtet sich nach dem Charakter der dazugehörigen Gebäude.

§ 25 INTERNE VERKEHRSERSCHLIESSUNG

Die Verkehrslösungen innerhalb der einzelnen Betriebe sind so zu gestalten, dass der
Verkehr auf den öffentlichen Zufahrtsstrassen nicht beeinträchtigt wird.

§ 26 WEGNETZ

Die gemass Teilzonenplan neu zu schaffenden Erschliessungswege und Langsamver-
kehrsverbindungen sind im Rahmen von Projekten und/oder Quartierplänen umzusetzen.
Dabei ist auf eine optimale Vernetzung, Orientierung und Abstimmung an den Schnittstel-
len der Perimeter zu achten. dttofiiriBuginMB

Quartierplan-Verfahren

§ 27 QUARTIERPLANUNG

Quartierplanungen im vereintacnten Verfahren in den Zonen W4 und WG4 können von
den beteiligten Grundeigentümerinnen bzw. Grundeigentümern ab einer Grosse von
3'OOÜ m veranlasst werden.

.2 Ausserhalb von QP-Pflichtarealen können Quartierplanungen im ordentlichen
sf8»»Bi»*guwBW® Verfahren von den beteiligten Grundeigentümerinnen bzw. Grundeigentümern ab

einer Grosse von 9'000 m veranlasst werden.
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§ 28 VEREINFACHTES QUARTIERPLAN-VERFAHREN

Innerhalb des Teilzonenplanperimeters können Abweichungen von den generellen Zo-
nenvorschriften nur in den Zonen W4 und WG4 im Rahmen eines Quartierplans-im
vereinfachten Verfahren bewilligt werden, wenn:
- ein städtebaulich hochstehendes Verdichtungskonzept auf Grundlage eines qualifi-

zierten Konkurrenzverfahrens (Studienauftrag, Wettbewerb) vorliegt Die Gemeinde
ist am Auswahlverfahren zu beteiligen. Sie kann sich an den Kosten beteiligen.
die geplante Oberbauung gegenüber der Normalbauweise wesentliche Vorteile auf-
weist.

die geplante Oberbauung den bau- und siedlungsökologischen Anforderungen ent-
spricht.

- es sich um eine siedlungsgerechte, architektonisch und wohnhygienisch qualitäts-
volle Uberbauung handelt, die sich gut in die bauliche und landschaftliche Umae-
bung eingliedert.
besondere Massnahmen zum Energiesparen getroffen werden.

Die Anforderungen an Quartierpläne müssen kumulativ erfüllt werden. Der Gemeinde-
rat entscheidet bei jedem Projekt über deren Gewichtung.

Folgende Abweichungen können bewilligt werden:
- Ausnützungsziffer: Erhöhung bis 35% Relativmass, ausgehend von der Basis-

Ausnützungsziffer, zusätzlich zum möglichen Bonus gemäss § 15 (Mineraie P-
Standard)

- Vollgeschosse, Fassaden^ und Gebäudehöhe: Erhöhung um bis 2 Vollgeschosse
(maximale Gebäude- und Fassadenhöhe 22 m).
Bei kommunal geschützten Bauten: Erhöhung Bebauungsziffer bis 10 % Relativ-
mass, ausgehend von der Basis-Bebauungsziffer.

§ 29 QUARTIERPLANPFLICHT

Für die im Teilzonenplanperimeter bezeichneten Zonen mit Quartierplanpflicht sind
neue Quartierpläne im ordentlichen Verfahren zu erstellen.

Die künftigen Quartierpläne bezwecken die langfristige Umstrukturierung der betroffe-
nen Gebiete Sie definieren die Rahmenbedingungen, die für eine hochwertige städte-
bauliche und architektonische Entwicklung nötig sind. Sie regeln die internen Ver-
kehrssysteme sowie die Gestaltungsanforderungen für Bauten, Anlagen und Frei-
räume.

-ArfAntwg des Gemeinderats-kann die Baubewittigwigsbehörde bauh'ehe VefSf
gen, angemessene Erweiterungen bestehender Bauten_souiie-atiSTTSfi7Ssweise Neu-

VomKeglfmnsast
r>ichtoefiehmigt bauten von der Quartierplanpflicht.

- dis VerärKlfiungeft-rominleroeordneter Bedeutung sind und
SBfl-Präjudc für allfälligc OßateFe-Qyafttei-ßtöno gcochaffcn-wifd-

a) PerimeterA(Kriegacker) Akeß^u^mg

Die Quartierplanvorschriften "Schulzentrum Kriegacker" (RRB Nr.1557 vom 4.
1998) werden aufgehoben.
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Der künftige Quartierplan berücksichtigt insbesondere folgende Vorgaben^
- ErarbeFtung eines Quartierplans im ordentlichen Verfahren auf der Grundlage eines

Wettbewerbs für die Definition der Nachnutzung der Bestandesbauten und der Neu-
bauten. ._ .

- Klärung der Nutzung der Parzelle 5114 (öffentliche Nutzung, Wohnen, gemischte Nut-
zung)

- Schaffung des gemäss Masterplan vorgesehenen Grünzugs_(auch als Langsamver^
kehrsachse) zwischen der Kriegacker- und Gründenstrasse. Dieser ist mindestens 20
m breit.
Lokalisierung der öffentlich zugänglichen Freiflächen (der Packet Parks) und
der übrigen Freiflächen. Die öffentlich zugänglichen Freiflächen (z.B. Packet Parks,
Wege, Grünzug) sind im Grundbuch als Dienstbarkeit einzutragen.

- Erarbeitung eines Energiekonzepts, welches insbesondere die Anschlusspflicht der
Bauten an'den bestehenden Wärmeverbund sowie generell energetische Vorgaben
für Bauten und Anlagen regelt (z.B. obligatorischer Minergie P-Standard oder andere
Gesamtkonzeptlösungen mit gleichwertigen Zielen).
Einbezug der vorgesehenen Sammelparkierungsanlage im Perimeter B (Feldreben) für
die langfristige Abdeckung des Parkierungsbedarfs.

b) Perimeter B (Feldreben) 'dtheemSgungenmiS

Die TeilzonenvorschriHen "Kriegacker" (RRB Nr. 674 vom 29. Februar 1972) werden auf-
gehoben.

Der im Teilzonenplan definierte Perimeter ist mittete eines Quartierplans oder mehrerer
Quartierpläne im ordentlichen Quartierplan-Verfahren zu regeln. Dabei sind die nachste-
henden Vorgaben einzuhalten:
- Anwendung der generellen Vorgaben des Teilzonenreglements, ausgenommen
Abs. 2 (Minergie P-Bonus).

- Ausnützungsziffer und Vollgeschosszahl gemass Vorschriften der Zone WG6. Abwei-
chungen von der Gebäudehöhe können bewilligt werden, wenn die nutzungsspezifi-
sehen Anforderungen dies rechtfertigen (z.B. Forschung, Labor u.a.).
Beschränkung des Wohnanteils auf maximal 30% der zulässigen Bruttogeschossflä-
ehe.
Schaffung eines sekundären Erschliessungswegnetzes (insbesondere für den Lang-
samverkehr): Nord-Süd-Verbindungen zwischen der Hofacker- und Kriegackerstrasse
sowie entlang einer internen Ost-West-Achse.
Lokalisierung der Packet Parks und Regelung der übrigen Freiflächen._Die öffentlich
zugänglichen Freiflächen (Z.B. Pocket Parks, Wege, Grünzug) sind im Grundbuch als
Dienstbarkeit einzutragen.
Aussagen zur Etappierung.
Erarbeitung eines Energiekonzepts, welches insbesondere die Anschlusspflicht der
Bauten an den bestehenden Warmeverbund sowie generell energetische Vorgaben_für
Bauten und Anlagen regelt (z.B. obligatorischer MinergieP-Standard oder andere Ge-
samtkonzeptlosungen mit gleichwertigen Zielen).

- Schaffung einer Sammelparkierungsanlage. Diese deckt mindestens den Eigenbedarf
der Perimeter A und B sowie jenen der Fachhochschule Nordwestschweiz.
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Übergangs- und Schlussbestimmungen

.S-M-AUSSBRORDBNTUCHB VOR.TBIbSBSH-.RÄSB.

*bi»fta*8nm9aat
nfe^ffenehm^tf

.yn^te-langfrictigo-ümstfufctucisi.ung-UBd-autoiindiga Siedluugssnsuecung-d i<ac r^

biets zu einem attraktiven Arbeits-, Wohn- und Bildungsstandort sicherstellen "zu".
^L6 die .Ge.'?1?"d.e.im zusammenhang mit Bauvorhaben im Teilzon^pplänperi-
meter ausserordentliche Vorteilsbeiträge. Die Mittel werden zur Aufwertuntf^esöffent-
-?eni urld offentlK:h wahrnehmbaren Aussenraums sowie zur FiQSfßSrung von aus-
sergewöhnlichen Standards im Teilzonenplanperimeter verwe;

Die ausserordentlichen Vorteilsbeiträge sind für aUB^fieubauvorhaben und Erweite-
rungsbauten geschuldet. Sie werden gleichzejtig"ffNt den Vorteilsbeiträgen an'die'Er-
Stellung der Abwasseranlagen in Rechnuna-fl^stellt.

Die ausserordentlichen Vorteils^itfSge werden für die neu erstellten bzw. erweiterten
Bruttogeschossflächen beijdfltfptbauten errechnet. Bauten, die nach Inkrafttreten'die-
ses Reglements abge^cefffFien werden und für die bisher keine ausserordentlichen Vor-
teilsbeiträge getejstgf wurden, werden nicht an die neu erstellten Bruttoaeschossfiä-
chen angereplsrrfet.

Dj^eSmeinde errichtet für die ausserordentlichen Vorteilsbeiträge einen Fonds und er-
>s6t-hei3y-eifl-FondBroglormflt»

§ 31 GEBOHRENORDNUNG

Der Gemeinderat erlässt eine Gebührenordnung für die Bewilligung der Bauten und Anla.
gen, die in den Kompetenzbereich der Gemeinde fallen.

§ 32 AUSNAHMEBEWILLIGUNGEN

Der Gemeinderat ist berechtigt, in Abwägung öffentlicher und privater Interessen sowie in
Würdigung der besonderen Umstände des Einzelfalles in folgenden Fällen'bei der'Bau-
bewilligungsbehörde schriftlich und begründet Ausnahmen von den kommunatenZonen-
Vorschriften zu beantragen:

wenn die Anwendung dieser Vorschriften eine architektonisch, städtebaulich, sicher-
-l^s',_oder. verkehrstech"isch vernünftige Lösung verunmöglicht (z.B. Einpassung von
einzelnen Neubauten in die bestehende Siedlungsstruktur)

- wenn damit eine wesentliche Verbesserung der Anliegen des Natur- und Landschafts-
Schutzes ermöglicht wird
wenn ein optimaler Lärmschutz nur durch entsprechende bauliche Massnahmen er-
reicht werden kann

- wenn schutzwürdige Interessen der Archäologie berührt sind oder die Erhaltuna von
Bodendenkmälem erreicht werden kann
für ausgesprochene Härtefälle
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§ 33 ZUSTÄNDIGKEIT

Der Gemeinderat überwacht die Anwendung dieses Reglements. Er kann dazu und zur
fachlichen Beurteilung Aufgaben und Befugnisse an die Verwaltung und/oder Kommissio-
nen delegieren.

§ 34 AUFHEBUNG BISHERIGEN RECHTES

Alle im Widerspruch zu diesen Vorschriften stehenden Erlasse der Gemeinde, insbeson-
dere jene
- aus dem Zonenplan Siedlung vom 5. September 1995
- aus dem Zonenreglement Siedlung vom 19. März 2008
- aus dem Lärm-Empfindlichkeitsstufen-Plan vom 5. September 1995
sowie
- der Teilzonenplan "Überbauung Feldreben" vom 28. Februar 1961
- die Teilzonenvorschriften "Kriegacker" vom 29. Februar 1972
und
- die Quartierplanvorschriften "Schulzentrum Kriegacker" vom 4. August 1998
sind mit Inkrafttreten des vorliegenden Reglements aufgehoben.

^36-IMKRAFTSCBÜN6.

.Maeb-Senahuugung-Gluteb-daB.
"SS" .deriJte^oiw^brito.

ßBgiewngsrafcbestinwit-clar-SBnneindefa.t-das-lnkfaatfeten-

Muttenz, 11. Juni 2015 IM NAMEN DER GEMEINDEVERS^WLUNG

Der Präsident Qter'^rwalter

^-f^
Peter Vogt

Planauflage-.26.Juni 2015 bis 27. Juli 2015 .__.__ . .. "^,.
Besc/TfosJenan der Gemeiiid^ersammlung vom 11. Jyn^lS. Genehmigt vom Regierungsrat des Kantons
Basel-Landschaft am /<(»,&./*»;( RR-Beschluss Nr. feQ. .-T
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